
  
 
 

Betriebssatzung für die Pflegeheime des 
Landkreises Waldshut vom 10.12.2003 

- Neufassung vom 01.01.2008 - 
 
Hinweis: Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird 
hier nur die männliche Form gewählt. Sie steht 
selbstverständlich ebenso stellvertretend für die 
weibliche Form. 
 
Aufgrund von § 1 und § 3 Abs. 2 EigBG in 
der Fassung vom 08.01.1992 (GBl. S. 22), 
zuletzt geändert durch Artikel 24 Verwal-
tungsstruktur-ReformG vom 1. Juli 2004 
(Gbl. S. 469),  i. V. m. § 48 und § 3 der 
Landkreisordnung (LKrO) für Baden-
Württemberg in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19.06.1987, zuletzt geändert 
durch Art. 2 ÄndG vom 14.2.2006  (GBl. S. 
20) und § 102 Abs. 1 und Abs. 3 der Ge-
meindeordnung (GemO) für Baden-
Württemberg in der Fassung vom 
24.07.2000, zuletzt geändert durch Art. 1 
ÄndG v. 14.2.2006 (GBl. S. 20), hat der 
Kreistag des Landkreises Waldshut am 
10.12.2003, zuletzt geändert am 
01.01.2008, folgende Betriebssatzung für 
die Pflegeheime des Landkreises Waldshut 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Eigenbetrieb, Name, Stammkapital 

 
(1) Das Kreispflegeheim Tiengen und das 

Kreisalten  und Pflegeheim Jestetten 
des Landkreises Waldshut und die or-
ganisatorisch und wirtschaftlich mit ih-
nen verbundenen Einrichtungen wer-
den als ein Eigenbetrieb geführt.  

 
(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen 

"Pflegeheime des Landkreises Walds-
hut". Er hat seinen Sitz in Jestetten. 

 
(3) Das Stammkapital (festgesetztes Kapi-

tal) des Eigenbetriebes beträgt € 
1.278.000. 

 

Betriebssatzung für die Pflegeheime des 
Landkreises Waldshut vom 10.12.2003 

- Neufassung vom 12.05.2010 - 
 
Hinweis: Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird 
hier nur die männliche Form gewählt. Sie steht 
selbstverständlich ebenso stellvertretend für die 
weibliche Form. 
 
Aufgrund von § 1 und § 3 Abs. 2 EigBG in 
der Fassung vom 08.01.1992 (GBl. S. 22), 
zuletzt geändert am 04. Mai 2009 (GBl. S. 
185, 191), i. V. m. § 48 und § 3 der Land-
kreisordnung (LKrO) für Baden-
Württemberg in der Fassung vom 
19.06.1987 (GBl. S. 289), zuletzt geändert 
am 4. Mai 2009 (GBl. S. 185, 190) und § 
102 Abs. 1 und Abs. 3 der Gemeindeord-
nung (GemO) für Baden-Württemberg in der 
Fassung vom 24.07.2000, zuletzt geändert 
am 4. Mai 2009 (GBl. S. 185), hat der Kreis-
tag des Landkreises Waldshut am 
12.05.2010, folgende Betriebssatzung für 
die Pflegeheime des Landkreises Waldshut 
beschlossen: 
 
 
 
 
 

§ 1 
Eigenbetrieb, Name, Stammkapital 

 
(1) Das Kreispflegeheim Tiengen und das 

Seniorenwohnen Jestetten des Land-
kreises Waldshut und die organisato-
risch und wirtschaftlich mit ihnen ver-
bundenen Einrichtungen werden als 
ein Eigenbetrieb geführt.  

 
(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen 

"Pflegeheime des Landkreises Walds-
hut". Er hat seinen Sitz in Jestetten. 

 
(3) Das Stammkapital (festgesetztes Kapi-

tal) des Eigenbetriebes beträgt 
1.278.000 Euro. 

 



 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Eigenbetriebes, Ge-

meinnützigkeit 
 
(1) Gegenstand des Eigenbetriebes ist die 

bedarfsgerechte Bereitstellung und 
wirtschaftliche Erbringung von Heim-
pflegeleistungen für eine notwendige, 
zweckmäßige und ausreichende Ver-
sorgung der Heimbewohner im Rah-
men der Aufgabenstellung der Heime 
und nach den Zielvorgaben des Land-
kreises.  

 
(2) Der Eigenbetrieb dient der Förderung 

des öffentlichen Sozialwesens (Hei-
me), ist selbstlos tätig und verfolgt 
ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke im Sinne des Drit-
ten Abschnitts "Steuerbegünstigte 
Zwecke" des Zweiten Teils der Abga-
benordnung (§§ 51 ff.). Die Mittel des 
Eigenbetriebes dürfen nur für die sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Der Landkreis erhält keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Eigen-
betriebes. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die den Zwecken des Ei-
genbetriebes fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. Bei Auflösung des 
Eigenbetriebes oder Wegfall seines 
bisherigen Zweckes hat der Landkreis 
das Vermögen, soweit es die einge-
zahlten Kapitalanteile und den gemei-
nen Wert der geleisteten Sacheinlagen 
übersteigt, für gemeinnützige Zwecke 
zu verwenden. 

 
 

§ 3 
Organe des Eigenbetriebes 

 
Organe des Eigenbetriebes sind: 
 
1. der Kreistag, 
2. der Betriebsausschuss, 
3. die Betriebsleitung. 
 

§ 2 
Gegenstand des Eigenbetriebes, Ge-

meinnützigkeit 
 
(1) Gegenstand des Eigenbetriebes ist die 

bedarfsgerechte Bereitstellung und 
wirtschaftliche Erbringung von Heim-
pflegeleistungen für eine notwendige, 
zweckmäßige und ausreichende Ver-
sorgung der Heimbewohner im Rah-
men der Aufgabenstellung der Heime 
und nach den Zielvorgaben des Land-
kreises.  

 
(2) Der Eigenbetrieb dient der Förderung 

des öffentlichen Sozialwesens (Hei-
me), ist selbstlos tätig und verfolgt 
ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke im Sinne des Drit-
ten Abschnitts "Steuerbegünstigte 
Zwecke" des Zweiten Teils der Abga-
benordnung (§§ 51 ff.). Die Mittel des 
Eigenbetriebes dürfen nur für die sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Der Landkreis erhält keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Eigen-
betriebes. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die den Zwecken des Ei-
genbetriebes fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. Bei Auflösung des 
Eigenbetriebes oder Wegfall seines 
bisherigen Zweckes hat der Landkreis 
das Vermögen, soweit es die einge-
zahlten Kapitalanteile und den gemei-
nen Wert der geleisteten Sacheinlagen 
übersteigt, für gemeinnützige Zwecke 
zu verwenden. 

 
 

§ 3 
Organe des Eigenbetriebes 

 
Organe des Eigenbetriebes sind: 
 
1. der Kreistag, 
2. der Betriebsausschuss, 
3. die Betriebsleitung. 
 



 
 

§ 4 
Aufgaben des Kreistages 

 
Der Kreistag beschließt über die Angele-
genheiten des Eigenbetriebes, die ihm 
durch die Landkreisordnung und das Eigen-
betriebsgesetz vorbehalten sind, insbeson-
dere über 
 

1. die grundlegenden Ziele des Eigen-
betriebes sowie die wesentlichen Än-
derungen seiner Aufgaben und sei-
nes Leistungsangebotes, 

 
2. die Bestellung und Abberufung des 

Betriebsausschusses und der Be-
triebsleitung 

 
3. die Angelegenheiten im Sinne von  

§ 19 Abs. 2 Satz 1 LKrO bei 
a) dem Betriebsdirektor 

(§ 7 Abs. 1 Satz 2) 
b) dem Leiter des Wirt-

schafts- und Verwal-
tungsbereichs 

c) den leitenden Kran-
kenpflegekräften 

nach Maßgabe des § 11 Abs. 2 
EigBG. 

 
4. die Regelung der allgemeinen 

Rechtsverhältnisse der Bediensteten 
beim Eigenbetrieb, 

 
5. den Wirtschaftsplan und den Finanz-

plan sowie deren Änderung, 
 

6. die Feststellung des Jahresabschlus-
ses, die Verwendung des Jahresge-
winnes oder die Behandlung des Jah-
resverlustes sowie die Entlastung des 
Betriebsdirektors, 

 
7. die Gewährung von Darlehen im Ver-

hältnis zwischen dem Landkreis und 
dem Eigenbetrieb. 

 
§ 5 

Bildung und Besetzung des Betriebsaus-
schusses 

 
(1) Für den Eigenbetrieb wird ein be-

schließender Ausschuss des Kreistags 
mit der Bezeichnung „Betriebsaus-
schuss für die Pflegeheime des Land-
kreises Waldshut“ gebildet. 

§ 4 
Aufgaben des Kreistages 

 
Der Kreistag beschließt über die Angele-
genheiten des Eigenbetriebes, die ihm 
durch die Landkreisordnung und das Eigen-
betriebsgesetz vorbehalten sind, insbeson-
dere über 
 

1. die grundlegenden Ziele des Eigen-
betriebes sowie die wesentlichen Än-
derungen seiner Aufgaben und sei-
nes Leistungsangebotes, 

 
2. die Bestellung und Abberufung des 

Betriebsausschusses und der Be-
triebsleitung, 

 
3. die Angelegenheiten im Sinne von   

§ 19 Abs. 2 Satz 1 LKrO bei 
a) der Betriebsleitung  
b) dem Leiter des Wirt-

schafts- und Verwal-
tungsbereichs  

c) den leitenden Kran-
kenpflegekräften 

nach Maßgabe des § 11 Abs. 2 
EigBG. 

 
 
4. die Regelung der allgemeinen 

Rechtsverhältnisse der Bediensteten 
beim Eigenbetrieb, 

 
5. den Wirtschaftsplan und den Finanz-

plan sowie deren Änderung, 
 

6. die Feststellung des Jahresabschlus-
ses, die Verwendung des Jahresge-
winnes oder die Behandlung des Jah-
resverlustes sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung, 

 
7. die Gewährung von Darlehen im Ver-

hältnis zwischen dem Landkreis und 
dem Eigenbetrieb. 

 
§ 5 

Bildung und Besetzung des Betriebsaus-
schusses 

 
(1) Der Sozial- und Gesundheitsaus-

schuss des Landkreises Waldshut ü-
bernimmt gem. § 3 der Hauptsatzung 
des Landkreises Waldshut vom 
12.05.2010 die Aufgabe des Be-
triebsausschusses nach dieser Sat-
zung. 



 
 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus 
dem Landrat als Vorsitzendem und 
den Mitgliedern des Sozial- und Ge-
sundheitsausschusses, die diesem als 
Kreisräte und nicht nur mit beratender 
Stimme, angehören. 

 
 

§ 6 
Aufgaben des Betriebsausschusses 

 
(1) Der Betriebsausschuss entscheidet, 

soweit nicht der Kreistag zuständig ist, 
über: 

 
1. wesentliche Änderungen in der 

organisatorischen Struktur der 
Heime sowie der mit ihnen ver-
bundenen Einrichtungen, 

 
2. die Ernennung und die Entlas-

sung der Beamten beim Eigenbe-
trieb nach Maßgabe des § 19 
Abs. 2 Satz 1 und 2 LkrO auf 
Vorschlag der Betriebsleitung 
soweit nicht der Landrat nach der 
Hauptsatzung zuständig ist oder 
das Vorschlagsrecht einer dritten 
Partei übertragen wurde, 

 
3. die Vereinbarung der einzelnen 

Heimbudgets und deren Pflege-
sätze/ Entgelte sowie ggf. die 
Vereinbarung und/oder Festset-
zung sonstiger allgemeiner Ent-
gelte für die Leistungen der Hei-
me des Eigenbetriebs, 

 
4. die allgemeinen Vertragsbedin-

gungen der Heime, soweit diese 
nicht gesetzlich vorgegeben sind, 

 
5. die Zustimmung zu nicht unab-

weisbaren Mehraufwendungen 
des Erfolgs-planes, wenn diese 
1,5 v.H. aller im Erfolgsplan ver-
anschlagten Aufwendungen der 
Heime übersteigen und zu sol-
chen Mehrausgaben im Vermö-
gensplan, wenn diese 25 v.H. des 
Planansatzes oder € 50.000.- ü-
bersteigen. 

 

(2) Für die Bestellung der Mitglieder, für 
den Vorsitz und für den Geschäftsgang 
im Betriebsausschuss gelten somit die 
Vorschriften der Landkreisordnung, der 
Hauptsatzung sowie die Geschäfts-
ordnung des Kreistags und seiner Aus-
schüsse.  

 
§ 6 

Aufgaben des Betriebsausschusses 
 
(1) Der Betriebsausschuss entscheidet, 

soweit nicht der Kreistag zuständig ist, 
über: 

 
1. wesentliche Änderungen in der 

organisatorischen Struktur der 
Heime sowie der mit ihnen ver-
bundenen Einrichtungen, 

 
2. die Ernennung und die Entlas-

sung der Beamten beim Eigenbe-
trieb nach Maßgabe des § 19 
Abs. 2 Satz 1 und 2 LkrO auf 
Vorschlag der Betriebsleitung 
soweit nicht der Landrat nach der 
Hauptsatzung zuständig ist oder 
das Vorschlagsrecht einer dritten 
Partei übertragen wurde, 

 
3. die Vereinbarung der einzelnen 

Heimbudgets und deren Pflege-
sätze/ Entgelte sowie ggf. die 
Vereinbarung und/oder Festset-
zung sonstiger allgemeiner Ent-
gelte für die Leistungen der Hei-
me des Eigenbetriebs, 

 
4. die allgemeinen Vertragsbedin-

gungen der Heime, soweit diese 
nicht gesetzlich vorgegeben sind, 

 
5. die Zustimmung zu nicht unab-

weisbaren Mehraufwendungen 
des Erfolgsplanes, wenn diese 
1,5 v.H. aller im Erfolgsplan ver-
anschlagten Aufwendungen der 
Heime übersteigen und zu sol-
chen Mehrausgaben im Vermö-
gensplan, wenn diese 25 v.H. des 
Planansatzes oder 80.000 Euro 
übersteigen. 

 



 
 

6. die Vergabe von Lieferungen und 
Leistungen im Rahmen des Ver-
mögensplans, bei Maßnahmen 
zur Erhaltung des Anlagevermö-
gens auch des Erfolgsplans, ab 
einem Auftragswert von € 
250.000.- 

 
7. den Abschluss von Miet-, Pacht- 

und Leasingverträgen ab einem 
jährlichen Entgelt von € 50.000.- 
oder einer Laufzeit von mehr als 
10 Jahren. 

 
8. die Verfügung von Anlagevermö-

gen ab einem Gegenstandswert 
von € 75.000.-. 

 
9. die Bestellung von Sicherheiten, 

die Übernahmen von Bürgschaf-
ten und von Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen sowie den Ab-
schluss von wirtschaftlich gleich 
kommenden Rechtsgeschäften 
ab einem Betrag von € 50.000.-. 

 
 
10. den Verzicht auf Ansprüche des 

Eigenbetriebs und die Nieder-
schlagung solcher Ansprüche ab 
einem Betrag von € 20.000.- so-
wie die Führung von Rechtsstrei-
tigkeiten und den Abschluss von 
Vergleichen ab einem Streitwert 
von € 25.000.- . 

 
(2) Der Betriebsausschuss berät im übri-

gen die Angelegenheiten des Eigenbe-
triebs vor, über die der Kreistag nach § 
4 entscheidet. 

 
 

§ 7 
Betriebsleitung 

 
(1) Zur Leitung des Eigenbetriebes wird 

ein Betriebsleiter bestellt. Der Betriebs-
leiter führt die Bezeichnung „Betriebs-
direktor“.  

 
(2) Die Betriebsleitung unterliegt der Ü-

berwachung durch den Landrat im 
Rahmen des § 10 Abs. 1 und 2 EigBG. 

 

6. die Vergabe von Lieferungen und 
Leistungen im Rahmen des Ver-
mögensplans, bei Maßnahmen 
zur Erhaltung des Anlagevermö-
gens auch des Erfolgsplans, ab 
einem Auftragswert von 250.000 
Euro. 

 
7. den Abschluss von Miet-, Pacht- 

und Leasingverträgen ab einem 
jährlichen Entgelt von 50.000 Eu-
ro oder einer Laufzeit von mehr 
als 10 Jahren. 

 
8. die Verfügung von Anlagevermö-

gen ab einem Gegenstandswert 
von 75.000 Euro. 

 
9. die Bestellung von Sicherheiten, 

die Übernahmen von Bürgschaf-
ten und von Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen sowie den Ab-
schluss von wirtschaftlich gleich 
kommenden Rechtsgeschäften 
ab einem Betrag von 50.000 Eu-
ro. 

 
10. den Verzicht auf Ansprüche des 

Eigenbetriebs und die Nieder-
schlagung solcher Ansprüche ab 
einem Betrag von 20.000 Euro 
sowie die Führung von Rechts-
streitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen ab einem Streit-
wert von 20.000 Euro. 

 
(2) Der Betriebsausschuss berät im übri-

gen die Angelegenheiten des Eigenbe-
triebs vor, über die der Kreistag nach § 
4 entscheidet. 

 
 

§ 7 
Betriebsleitung 

 
(1) Zur Leitung des Eigenbetriebes wird 

ein Betriebsleiter bestellt.  
 
 
 
(2) Die Betriebsleitung unterliegt der Ü-

berwachung durch den Landrat im 
Rahmen des § 10 Abs. 1 und 2 EigBG. 

 



 
 

 
 
 
 
 
 

§ 8 
Aufgaben des Betriebsdirektors 

 
(1) Der Betriebsdirektor (§7) ist für die 

wirtschaftliche Führung des Eigenbe-
triebes verantwortlich. Er leitet den Ei-
genbetrieb selbständig im Rahmen 
seiner vertraglichen, gesetzlichen und 
der ihm nach Abs. 3 übertragenen Zu-
ständigkeiten durch Planung, Organi-
sation, Koordinierung und Überwa-
chung der Aufgabenerfüllung und ver-
tritt den Landkreis im Rahmen seiner 
Aufgaben. Die Verantwortung des 
Pflegedienstes für die Versorgung der 
Heimbewohner bleibt unberührt. 

 
(2) Der Betriebsdirektor erledigt die Ge-

schäfte der laufenden Betriebsführung. 
Dazu gehören der Vollzug des Wirt-
schaftsplanes, der Einsatz des Perso-
nals, die Verhandlung mit den Kosten-
trägern sowie alle sonstigen Maßnah-
men, die zur Aufrechterhaltung und 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes not-
wendig sind. 

 
(3) Über die Geschäfte der laufenden 

Verwaltung hinaus erledigt der Be-
triebsdirektor alle Angelegenheiten des 
Eigenbetriebes für die nicht der Kreis-
tag oder der Betriebsausschuss zu-
ständig ist. Er entscheidet insbesonde-
re über 
 
a) die Angelegenheiten i.S. v. § 19 

Abs. 2 S. 1 LkrO bei den beim 
Eigenbetrieb Beschäftigten vor-
behaltlich § 4 Nr. 3; 

 
b) die in § 6 Abs. 1 Nr. 5 bis 10 die-

ser Satzung aufgeführten Ange-
legenheiten des Eigenbetriebes 
bis zu den dort aufgeführten 
Wertgrenzen und Beträgen; 

 

(3) Als Bindeglied zwischen der Betriebs-
leitung und dem Landrat wird eine 
„Begleitkommission Eigenbetrieb“ 
(BEKO EB) gebildet. Ihre Ausgestal-
tung obliegt dem Landrat. 

 
§ 8 

Aufgaben der Betriebsleitung 
 
(1) Die Betriebsleitung ist für die wirt-

schaftliche Führung des Eigenbetrie-
bes verantwortlich. Sie leitet den Ei-
genbetrieb selbständig im Rahmen 
seiner vertraglichen, gesetzlichen und 
der ihr nach Abs. 3 übertragenen Zu-
ständigkeiten durch Planung, Organi-
sation, Koordinierung und Überwa-
chung der Aufgabenerfüllung und ver-
tritt den Landkreis im Rahmen ihrer 
Aufgaben. Die Verantwortung des 
Pflegedienstes für die Versorgung der 
Heimbewohner bleibt unberührt. 

 
(2) Die Betriebsleitung erledigt die Ge-

schäfte der laufenden Betriebsführung. 
Dazu gehören der Vollzug des Wirt-
schaftsplanes, der Einsatz des Perso-
nals, die Verhandlung mit den Kosten-
trägern sowie alle sonstigen Maßnah-
men, die zur Aufrechterhaltung und 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes not-
wendig sind. 

 
(3) Über die Geschäfte der laufenden 

Verwaltung hinaus erledigt die Be-
triebsleitung alle Angelegenheiten des 
Eigenbetriebes für die nicht der Kreis-
tag oder der Betriebsausschuss zu-
ständig ist. Sie entscheidet insbeson-
dere über 
 
a) die Angelegenheiten i.S. v. § 19 

Abs. 2 S. 1 LkrO bei den beim 
Eigenbetrieb Beschäftigten vor-
behaltlich § 4 Nr. 3; 

 
b) die in § 6 Abs. 1 Nr. 5 bis 10 die-

ser Satzung aufgeführten Ange-
legenheiten des Eigenbetriebes 
bis zu den dort aufgeführten 
Wertgrenzen und Beträgen; 

 



 
 

c) den Abschluss sonstiger Verträ-
ge, sofern hierfür weder die Zu-
ständigkeit des Kreistages noch 
des Betriebsausschusses be-
gründet ist. 

 
(4) Der Betriebsdirektor nimmt an den Be-

ratungen des Kreistages über die An-
gelegenheiten des Eigenbetriebes und 
an den Sitzungen des Betriebsaus-
schusses für die Pflegeheime des 
Landkreises Waldshut mit beratender 
Stimme teil. Er vollzieht die Beschlüs-
se des Kreistages und des Be-
triebsausschusses sowie die Entschei-
dungen des Landrates in Angelegen-
heiten des Eigenbetriebes im Rahmen 
des § 5 Abs. 2 EigBG. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 9 
Unterrichtungs- und Mitteilungspflichten 

des Betriebsdirektors 
 
(1) Der Betriebsdirektor hat den Landrat 

über alle wichtigen Angelegenheiten 
des Eigenbetriebes rechtzeitig zu un-
terrichten. Er hat insbesondere 

 
1. regelmäßig vierteljährlich über die 

Entwicklung der Erträge und Auf-
wendungen und über die Abwick-
lung des Vermögensplans zu be-
richten, 

 
2. unverzüglich zu berichten, wenn 

 
a) unabweisbare, erfolgsgefähr-

dende Mehraufwendungen zu 
leisten sind, erfolgsgefährden-
de Mindererträge zu erwarten 
sind oder sonst in erheblichem 
Umfang vom Erfolgsplan ab-
gewichen werden muss, 

c) den Abschluss sonstiger Verträ-
ge, sofern hierfür weder die Zu-
ständigkeit des Kreistages noch 
des Betriebsausschusses be-
gründet ist. 

 
(4) Die Betriebsleitung nimmt an den Be-

ratungen des Kreistages über die An-
gelegenheiten des Eigenbetriebes und 
an den Sitzungen des Betriebsaus-
schusses für die Pflegeheime des 
Landkreises Waldshut mit beratender 
Stimme teil. Sie vollzieht die Beschlüs-
se des Kreistages und des Be-
triebsausschusses sowie die Entschei-
dungen des Landrates in Angelegen-
heiten des Eigenbetriebes im Rahmen 
des § 5 Abs. 2 EigBG. 

 
(5) Die „Begleitkommission Eigenbetrieb“ 

berät die Betriebsleitung bei der Koor-
dinierung der Weiterentwicklung des 
Eigenbetriebes und begleitet insbe-
sondere die Umsetzung der Zukunfts-
entwicklung des Eigenbetriebes „Pfle-
geheime des Landkreises“. 

 
 

§ 9 
Unterrichtungs- und Mitteilungspflichten 

der Betriebsleitung 
 
(1) Die Betriebsleitung hat den Landrat 

über alle wichtigen Angelegenheiten 
des Eigenbetriebes rechtzeitig zu un-
terrichten. Sie hat insbesondere 

 
1. regelmäßig vierteljährlich über die 

Entwicklung der Erträge und Auf-
wendungen und über die Abwick-
lung des Vermögensplans zu be-
richten, 

 
2. unverzüglich zu berichten, wenn 

 
a) unabweisbare, erfolgsgefähr-

dende Mehraufwendungen zu 
leisten sind, erfolgsgefährden-
de Mindererträge zu erwarten 
sind oder sonst in erheblichem 
Umfang vom Erfolgsplan ab-
gewichen werden muss, 



 

b) Mehrausgaben, die für das 
einzelne Vorhaben des Ver-
mögensplans erheblich sind, 
geleistet werden müssen oder 
sonst vom Vermögensplan ab-
gewichen werden muss. 

 
(2) Der Betriebsdirektor hat dem Fachbe-

amten für das Finanzwesen des Land-
kreises alle Maßnahmen mitzuteilen, 
welche die Finanzwirtschaft des Land-
kreises berühren. Insbesondere leitet 
er ihm den Entwurf des Wirtschafts-
plans mit Finanzplanung, des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts 
sowie die Berichte nach Abs. 1 Satz 2 
zu 

 
 

§ 10 
Aufgaben der Heimleitung 

 
(1) Die Mitglieder der Heimleitungen der 

Heime des Eigenbetriebes sind dafür 
verantwortlich, dass die Heimbewoh-
ner zweckmäßig und ausreichend im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Mittel versorgt werden. Dabei haben 
die Heimleitungen auch die Zielvorga-
ben des Kreistags, des Betriebsdirek-
tors und die Anforderungen an eine 
wirtschaftliche Betriebsführung zu be-
achten. 

 
(2) Das nähere über die Aufgaben der 

Heimleitungen, deren Geschäftsgang 
sowie die Aufgaben ihrer Mitglieder re-
gelt der Betriebsdirektor im Benehmen 
mit dem Landrat durch Geschäftsord-
nung. 

 
 

§ 11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Vor-

schriften 
 
Die Betriebssatzung vom 10.12.2003 tritt in 
der Fassung der Änderungssatzung vom 
19.12.2007 zum 01.01.2008 in Kraft.  
 
Waldshut-Tiengen, den 01.01.2008 
 
LANDRATSAMT WALDSHUT 
gez. 
Bernhard Wütz 
Landrat 
 

b) Mehrausgaben, die für das 
einzelne Vorhaben des Ver-
mögensplans erheblich sind, 
geleistet werden müssen oder 
sonst vom Vermögensplan ab-
gewichen werden muss. 

 
(2) Die Betriebsleitung hat dem Fachbe-

amten für das Finanzwesen des Land-
kreises alle Maßnahmen mitzuteilen, 
welche die Finanzwirtschaft des Land-
kreises berühren. Insbesondere leitet 
sie ihm den Entwurf des Wirtschafts-
plans mit Finanzplanung, des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts 
sowie die Berichte nach Abs. 1 Satz 2 
zu. 

 
 

§ 10 
Aufgaben der Heimleitung 

 
(1) Die Mitglieder der Heimleitungen der 

Heime des Eigenbetriebes sind dafür 
verantwortlich, dass die Heimbewoh-
ner zweckmäßig und ausreichend im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Mittel versorgt werden. Dabei haben 
die Heimleitungen auch die Zielvorga-
ben des Kreistags, der Betriebsleitung 
und die Anforderungen an eine wirt-
schaftliche Betriebsführung zu beach-
ten. 

 
(2) Das nähere über die Aufgaben der 

Heimleitungen, deren Geschäftsgang 
sowie die Aufgaben ihrer Mitglieder re-
gelt die Betriebsleitung im Benehmen 
mit dem Landrat durch Geschäftsord-
nung. 

 
 

§ 11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Vor-

schriften 
 
Die Betriebssatzung tritt am 12.05.2010 in 
Kraft.  
 
 
Waldshut-Tiengen, den 12.05.2010 
 
LANDRATSAMT WALDSHUT 
gez. 
Tilman Bollacher 
Landrat 
 


